
Stellungnahme Hessen – Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum 
 

(…) 

haben Sie vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf eines 
ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes (1. UStatRefG).  

 

Von hessischer Seite unterstützen wir die Ziele des 1. UStatRefG weitgehend. Es ist ein erster 
Schritt, um die Kohärenz zwischen den Konjunktur- und Strukturstatistiken zu verbessern und 
dauerhaft belastbare Ergebnisse liefern zu können, während gleichzeitig ein Beitrag zum 
Bürokratieabbau geleistet wird. Dabei ist zu beachten, dass jede Streichung von Statistiken oder 
einzelnen Merkmalen zu Informationsverlusten für Datennutzende (u. a. Ministerien, 
Landesbehörden, Kammern, Verbände) führt. 

 

Das „Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“ (ESVG) verlangt eine 
regionale Zuordnung der wirtschaftlichen Aktivitäten am Ort der Produktion. Die angedachte 
Fokussierung auf das Statistische Unternehmen darf somit im Sinne der regionalen 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) und Erwerbstätigenrechnung (ETR) nicht zu 
Lasten der Niederlassungsebene gehen. Zur Erfüllung der Berichtspflichten gem. Verordnung 
(EU) 549/2013 werden regionale Daten in ausreichender Gliederungstiefe und verlässlicher 
Qualität benötigt. Niederlassungen und Betriebe sollten daher auch künftig möglichst als 
eigenständige Einheiten der statistischen Darstellung erhalten bleiben (→ Artikel 3). 

 

Zu den Artikeln im Einzelnen: 

 

• Artikel 1 (Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe – ProdGewSt) 
– Zustimmung. 

 

• Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe – 
ProdGewStatG) - Zustimmung.  

Die Vorschläge bedeuten zwar einen Informationsverlust, insb. bei kleineren Unternehmen, 
erscheinen aber im Sinne des Bürokratieabbaus noch vertretbar. Bei der künftigen Konzeption 
des neuen Systems der Unternehmensstatistiken (SysdU) sind die angesprochenen 
Informationsverluste zu berücksichtigen. 

 



• Artikel 3 (Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe – 
ProdGewStatG; Inkrafttreten erst zum 01. Januar 2031) - Zustimmung mit kritischer Begleitung 
der Voruntersuchungen. 

Die Zuweisung statistischer Merkmale zu regionalen Betrieben ist wichtig, um Investitionen 
nicht ausschließlich dem Standort der führenden rechtlichen Einheit (Sitz des Statistischen 
Unternehmens), sondern den einzelnen Standorten zuordnen zu können, an denen die 
Investitionen tatsächlich stattfinden. Ansonsten wäre eine verlässliche statistische Erfassung 
von Investitionen auf Ebene der Länder oder in einer tieferen regionalen Gliederung nicht mehr 
möglich. 

Die Zielsetzung des Bürokratieabbaus bei gleichzeitiger Sicherstellung der EU-
Lieferverpflichtungen gemäß Verordnung (EU) Nr. 549/2013 wird unterstützt; ein unmittelbarer 
und nahtloser Übergang zwischen dem Wegfall bestehender Erhebungen (Jahresbericht und 
Investitionserhebung, jeweils für Betriebe im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe) und den 
Regelungen in Artikel 3 ist zwingend erforderlich, um Datenlücken bei den regionalen 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) und der Erwerbstätigenrechnung (ETR) zu 
verhindern und die Aussagekraft der Ergebnisse zu sichern. 

 

• Artikel 4 (Änderung des Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes – HdlDl-StatG) – 
Zustimmung. 

 

• Artikel 5 (Änderung des Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes – HdlDl-StatG) – 
Zustimmung. 

 

• Artikel 6 (Änderung des Gesetzes über die Statistik zu globalen Wertschöpfungs-ketten – 
GWStatG) – Zustimmung. 

 

• Artikel 7 (Änderung des Verdienststatistikgesetzes – VerdStatG) – Zustimmung. 

 

• Artikel 8 (Änderung des Verwaltungsdatenverwendungsgesetzes – VwVDG) – Zustimmung. 

Die Änderungen können die statistischen Ämter bei der Pflege des statistischen 
Unternehmensregisters (URS) entlasten. 

 

• Artikel 9 (Änderung des Beherbergungsstatistikgesetzes – BeherbStatG) - Ablehnung.  

Die zu erzielende Entlastung ist gering und die Datennutzenden haben ein hohes Interesse an 
den Angaben. Es wäre eine Anpassung der KPIs in internen wie externen Reportings, 
Kennzahlenberichten, Verwendungsnachweisen und auch in zentralen Instrumenten der 
Unternehmenssteuerungsinstrumenten (z.B. BSC) notwendig. Kennzahlen müssen neu 
interpretiert werden, auch in Bezug auf die Zeitreihen und die Veränderung saisonaler Muster, 
sodass rückwirkende Vergleiche nicht mehr möglich wären. In Hessen wären besonders Kurorte 
(insgesamt 30) und ländliche Regionen betroffen, bei denen die Übernachtungen in diesem 



Segment rund ¼ der Gesamtübernachtungen betragen. In anderen Ländern mit bedeutsamen 
Kurorten gestaltet sich die Situation ähnlich. Aufgrund der Bedeutung der Daten auf regionaler 
Ebene müsste der Wegfall anderweitig – ggf. mit höherer Bürokratiebelastung – kompensiert 
werden. Eine hilfsweise Substitution durch die Krankenhausstatistik wird als nicht zielführend 
angesehen. 

 

Schulungsheime sowie Vorsorge- und Rehabilitationskliniken machen bundesweit jeweils nur 
knapp 2 Prozent der berichtspflichtigen Betriebe aus, ihre Bedeutung für das 
Übernachtungsaufkommen ist jedoch überproportional hoch. Auf die Vorsorge- und 
Rehabilitationskliniken entfallen aufgrund der längeren Aufenthaltsdauer fast 10 Prozent aller 
Übernachtungen. Für die Tourismuszahlen einzelner Gemeinden (insb. Kur- und Erholungsorte 
wie z. B. in Hessen bei Bad Nauheim oder Bad Wildungen) haben die betroffenen Einheiten 
häufig eine herausragende Bedeutung. Ein Informationsverlust hat an dieser Stelle unmittelbare 
(finanzielle) Konsequenzen, da bspw. die Mitgliedsbeiträge der Tourismusverbände und die 
Kalkulation der Kurbeiträge maßgeblich auf amtlichen Übernachtungszahlen basieren. Zudem 
würde die Infrastrukturplanung vor Ort verzerrt, da die tatsächliche Belastung und Nutzung der 
touristischen Einrichtungen nicht mehr realitätsgetreu abgebildet werden und die 
Grundsatzdiskussion würde neu entfacht, ob dieser Aspekt des Gesundheitstourismus 
überhaupt touristisch ist. Auch würde die Vergleichbarkeit von Regionen mit unterschiedlichen 
touristischen Schwerpunkten erschwert werden. Insofern ist empfehlenswert, auch die 
Datennutzer (Verbände etc.) im Gesetzgebungsverfahren anzuhören. 

 

• Artikel 10 (Änderung des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik – KoStrukStatG) – 
Zustimmung. 

 

• Artikel 11 (Gesetz zur Vorbereitung eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken – 
SysdUVorbG) – Zustimmung. 

Die geplante stärkere Fokussierung auf das „Statistische Unternehmen“ darf nicht zu Lasten der 
Niederlassungsebene gehen. Das „Europäische System Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen“ (ESVG) verlangt eine regionale Zuordnung der wirtschaftlichen Aktivitäten 
am Ort der Produktion. Damit bleiben Niederlassungen unverzichtbare Einheiten für die 
regionale VGR und ETR. Zudem benötigen die Arbeitskreise „Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnungen der Länder“ (AK VGRdL) und „Erwerbstätigenrechnung“ (AK ETR) zur 
Erfüllung der Berichtspflichten gegenüber Eurostat gemäß Verordnung (EU) 549/2013 regionale 
Daten in ausreichender Gliederungstiefe und verlässlicher Qualität. Eine einseitige Ausrichtung 
der Erhebungen auf das „Statistische Unternehmen“ gefährdet diese wichtige Datengrundlage 
und somit die Aussagekraft regionaler Ergebnisse. Daher ist im Rahmen der Reform verbindlich 
sicherzustellen, dass Niederlassungen und Betriebe auch künftig als eigenständige und 
maßgebliche Einheiten erhalten bleiben. 

 

Auswirkung auf den Ressourceneinsatz auf Länderebene: 

Bei Umsetzung der geplanten Gesetzesänderungen ergeben sich sowohl Minder- als auch 
Mehraufwände für das Hessische Statistische Landesamt. Ab dem Kalenderjahr 2027 werden 



sich durch die Reduzierungen im statistischen Programm Aufwände in eher geringem Umfang 
reduzieren. Gleichzeitig ergeben sich durch die Vorbereitung und Einführung des neuen Systems 
der Unternehmensstatistiken (SysdU) personelle Mehraufwände. 

 

Es ist zu erwarten, dass sich der Personalbedarf in seiner Qualität und weniger in seiner 
Quantität ändern wird. Durch die Verlagerung der Aufgabenschwerpunkte und der neuen 
Anforderungen hinsichtlich der Kompetenzen wird zukünftig eher höher qualifiziertes Personal 
benötigt. Ein Großteil der Bearbeitung der Wirtschaftsstatistiken wird bisher von Mitarbeitenden 
des mittleren Dienstes ausgeführt. Insgesamt werden die Anforderungen aufgrund der 
Komplexität steigen und höherwertige Tätigkeiten (gehobener/höherer Dienst) erfordern. 
Insbesondere erfordert die neue Befragungseinheit „Statistisches Unternehmen“ eine 
Verstärkung im Bereich des Profilings bzw. zur Bearbeitung von Unternehmensgruppen. 

 

Auswirkung auf die Datenlage: 

Durch das 1. UStatRefG ergeben sich Informationsverluste für die Datennutzenden (u. a. 
Ministerien, Landesbehörden, Kammern, Verbände). Der Umfang dieser Verluste hängt letztlich 
von der konkreten Ausgestaltung der zukünftigen wirtschaftszweigübergreifenden Konjunktur- 
und Strukturstatistiken im Rahmen des neuen Systems der Unternehmensstatistiken (SysdU) 
ab, die nicht Gegenstand des vorliegenden Gesetzesentwurf ist. 

 

In der Hoffnung, dass diese Stellungnahme eine entsprechende Berücksichtigung findet 
verbleibe ich 

 

mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

(…) 

 

 

 

 

Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, 

Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum 

Kaiser-Friedrich-Ring 75 

65185 Wiesbaden 

 


